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Leitsätze des Urteils 

/. Beamte — Einstellung — Freie Phnstelle — Einstellung eines Bediensteten auf Zeit — 
Anwendbare Bestimmungen 
{Beamtenstatut, Artikel 4; Beschäfiigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten) 

2. Beamte — Dienstliche Verwendung — Vorübergehende Verwendung — Wirkungen 

3. Beamte — Organisation der Dienststellen — Verwendung des Personals — Ermessen der 
Verwaltung — Grenzen — Dienstliches Interesse — Berücksichtigung der Gleichwertigkeit 
der Dienstposten — Einstellung eines Bediensteten auf Zeit zur Besetzung einer Dauerplan-
stelle — Zulässigkeit 

(Beamtenstatut, Artikel í und 7) 

4. Beamte — Dienstliche Verwendung — Reorganisation der Dienststellen — Berücksichtigung 
der Gleichwertigkeit der Dienstposten — Umfang 

(Beamtenstatut, Artikel 7) 

5. Beamte — Organisation der Dienststellen — Vertrauensschutz — Voraussetzungen 

II - 577 



LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-4Ć/89 

6. Beamte — Dienstliche Verwendung — Dienstliches Interesse — Berücksichtigung sämtlicher 
Qualifikationen eines Beamten 

7, Beamte — Klage — Klagegründe — Ermessensmißbrauch — Begriff 

1. Artikel 4 des Statuts, wonach Ernennun­
gen nur zur Besetzung einer freien Plan­
stelle vorgenommen werden dürfen und 
jede freie Planstelle dem Personal be­
kanntgegeben werden muß, sobald die 
Anstellungsbehörde beschlossen hat, die 
genannte Planstelle zu besetzen, ist nur 
auf Planstellen von Beamten der Gemein­
schaften anwendbar, nicht aber auf sol­
che von Bediensteten auf Zeit. 

2. Der Umstand, daß beschlossen wurde, 
die Verwendung eines Beamten auf einer 
anderen Stelle solle nur vorübergehend 
sein, bedeutet keinesfalls, daß der Betrof­
fene seine frühere Stelle behalten hätte. 

3. Zur Erreichung eines wirksamen Arbeits­
ablaufs und dessen Anpassung an wech­
selnde Erfordernisse steht den Organen 
der Gemeinschaften bei der Organisation 
ihrer Dienststellen entsprechend den ih­
nen übertragenen Aufgaben und bei der 
Verwendung des ihnen zur Verfügung 
stehenden Personals für diese Aufgaben 
ein weites Ermessen zu, vorausgesetzt je­
doch, daß diese Verwendung im dienstli­
chen Interesse geschieht und die Gleich­
wertigkeit der Dienstposten berücksich­
tigt wird. 

Insbesondere kann die Anstellungsbe­
hörde zur Besetzung einer Dauerplan­
stelle einen Bediensteten auf Zeit einstel­
len, bevor sie endgültig einen Beamten 
ernennt. 

4. Das Statut will dem Beamten zwar die 
einmal erreichte Besoldungsgruppe und 

einen ihr entsprechenden Dienstposten 
sichern, gibt ihm aber keinen Anspruch 
auf einen bestimmten Dienstposten, son­
dern beläßt im Gegenteil der Anstel­
lungsbehörde die Befugnis, die Beamten 
nach den Erfordernissen des Dienstes in 
die verschiedenen ihrer Besoldungs­
gruppe entsprechenden Dienstposten ein­
zuweisen. 

Die besonders in Artikel 7 des Statuts 
zum Ausdruck kommende Regel, nach 
der die Planstelle der Besoldungsgruppe 
entsprechen muß, erfordert bei der Än­
derung des Aufgabenbereichs eines Be­
amten nicht einen Vergleich zwischen 
seinem derzeitigen und seinem früheren 
Aufgabenbereich, sondern zwischen sei­
nem derzeitigen Aufgabenbereich und 
seiner Besoldungsgruppe. 

Eine der Reorganisation der Dienst­
stellen dienende Maßnahme beeinträch­
tigt nicht schon dann die Rechte eines 
Beamten aus dem Statut, so daß sie mit 
einer Klage anfechtbar ist, wenn sie zu 
einer Änderung oder gar Verminderung 
der Aufgaben des Beamten führt; viel­
mehr muß hierfür der verbleibende Auf­
gabenbereich insgesamt nach Art, Bedeu­
tung und Umfang eindeutig hinter dem 
zurückbleiben, der der Besoldungsgruppe 
und dem Dienstposten des Beamten ent­
spricht. 

5. Ein Beamter kann einen Verstoß gegen 
den Grundsatz des Vertrauensschutzes 
nicht geltend machen, wenn die Verwal­
tung ihm keine bestimmten Zusicherun­
gen gegeben hat. 
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Das weite Ermessen, über das die Or­
gane der Gemeinschaften bei der Organi­
sation ihrer Dienststellen verfügen, steht 
der Annahme entgegen, daß eine der Re­
organisation dieser Dienststellen die­
nende Maßnahme als solche das berech­
tigte Vertrauen der betroffenen Beamten 
verletzen könne. 

6. Eine Beschränkung der Aufgaben, die ein 
Bediensteter wahrnehmen soll, auf die 
Qualifikationen, derentwegen er ur­
sprünglich eingestellt wurde, würde dem 
dienstlichen Interesse zuwiderlaufen. Das 
dienstliche Interesse verlangt es, daß die 
Verwaltung in der Lage sein muß, sich 

die ganze Berufserfahrung ihrer Beamten 
und sonstigen Bediensteten zunutze zu 
machen. 

7. Der Begriff des Ermessensmißbrauchs 
betrifft den Fall, daß eine Verwaltungs­
behörde ihre Befugnisse zu einem ande­
ren Zweck einsetzt als demjenigen, zu 
dem sie ihr übertragen worden sind. 

Eine Entscheidung ist nur dann ermes­
sensmißbräuchlich, wenn aufgrund ob­
jektiver, schlüssiger und übereinstimmen­
der Indizien anzunehmen ist, daß sie zu 
anderen als den angegebenen Zwecken 
getroffen wurde. 

U R T E I L D E S G E R I C H T S (Vierte Kammer) 

23 . Ok tober 1990* 

In der Rechtssache T - 4 6 / 8 9 

Antonino Pitrone, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
wohnhaf t in Tervuren (Belgien), Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter: 
Rechtsanwal t Nicolas Decker , 16, avenue Mar ie-Thérèse , Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Sergio Fabro, Ju r i ­
stischer Dienst , als Bevollmächtigten, im Beistand von Rechtsanwalt Claude V e r -

• Verfahrenssprachc: Französisch. 
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